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EINLEITUNG 
 
Die Jugendarbeitslosigkeit ist eines der drängendsten Probleme in Europa. In der 

aktuellen Wirtschafts- und Finanzkrise sind junge Menschen stärker von fehlenden 

Beschäftigungsmöglichkeiten betroffen als jede andere Gesellschaftsgruppe; dies 

spiegelt sich in hohen und ständig weiter steigenden Jugendarbeitslosenquoten und 

prekären Strukturen wider. 

In Europa sind mehr als 5,68 Millionen junge Menschen ohne Arbeit. Die 
durchschnittliche Jugendarbeitslosenquote (23,4%) ist mehr als doppelt so hoch als die 
Gesamtarbeitslosenquote (10,7%). Selbst vor der Krise war die 
Jugendarbeitslosenquote besonders hoch (17% im Vergleich zur durchschnittlichen 
Quote von 7% im Jahr 2008).  

Die Jugendlichen, die eine Arbeitsstelle haben, finden sich oft in befristeten 
Arbeitsverhältnissen oder Teilzeitarbeit wieder. 42% von ihnen haben zeitlich befristete 
Verträge und 32% von ihnen arbeiten Teilzeit. Dies betrifft besonders junge Frauen.   

Diese Situation zeigt, dass es strukturelle Gründe einschließlich fehlender 
Beschäftigungsmöglichkeiten besonders in einigen Regionen gibt, durch die 
Jugendlichen eine vollständige Integration in den Arbeitsmarkt erschwert wird. Die Krise 
hat dieses Problem der Jugendarbeitslosigkeit in vielen Ländern und besonders für 
benachteiligte Gruppen zusätzlich verschärft. In einigen Ländern sind gegenwärtig mehr 
als die Hälfte der jungen Männer und Frauen, die dem Arbeitsmarkt zur Verfügung 
stehen, ohne Beschäftigung. Es besteht dringender Handlungsbedarf, um mehr und 
bessere Arbeitsplätze für junge Menschen zu schaffen und um negative Auswirkungen 
sowohl für Jugendliche als auch für die europäischen Volkswirtschaften und die 
Gesellschaft insgesamt zu verhindern.  

Wenn junge Menschen in den Arbeitsmarkt eintreten, fehlt vielen von ihnen 
Arbeitserfahrung. Wenn eine schnelle Integration von Nachwuchskräften in den 
Arbeitsmarkt stattfinden soll, muss dieses Problem deshalb angegangen werden. 
Darüber hinaus können unzureichende Grundkenntnisse, die fehlende Fokussierung auf 
Lernergebnisse der schulischen und beruflichen Bildung sowie ein negatives Bild der 
beruflichen Erstausbildung (IVET - initial Vocational Education and Training) zu 
Schwierigkeiten bei der Integration in den Arbeitsmarkt führen.   

Unbefristete Arbeitsverträge bilden die überwiegende Form der 
Beschäftigungsverhältnisse. Für einen Teil der Jugendlichen können befristete 
Arbeitsverträge eine Hilfe beim Übergang in den Arbeitsmarkt sein. Allerdings ist es 
wichtig, die berufliche Laufbahn junger Menschen an dieser Stelle weiter zu unterstützen 
und so den Anteil der Jugendlichen weitestgehend zu begrenzen, der durchaus in diesen 
befristeten Arbeitsverhältnissen ohne längerfristige Perspektiven festsitzen kann. Die 
Sozialpartner sollten sie dabei unterstützen und dafür sorgen, dass bei diesen Verträgen 
eine angemessene Absicherung gegeben ist. 

Längere und unvorhersehbare Übergange in den Arbeitsmarkt können sich negativ auf 
das Vertrauen junger Menschen in die Zukunft und auf das alltägliche Leben auswirken. 
Das betrifft besonders den Zugang zu einem regelmäßigen Einkommen, das 
Armutsrisiko, die Möglichkeit eine Familie zu gründen und die Gesundheitsversorgung. 
Ohne eine Arbeit und adäquate soziale Absicherung bleiben außerdem viele junge Leute 
länger als üblich von ihren Familien abhängig und sind einem größeren Armutsrisiko 
ausgesetzt. 
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Nach Erkenntnissen von Eurofound belaufen sich die Kosten für 7,5 Millionen junger 
Menschen (15-29 Jahre alt), die nicht in Ausbildung, Arbeit oder Schulung sind (NEET - 
not in education, employment or training), auf mehr als ú153 Milliarden im Jahr bzw. auf 
1,2% des BIP in der EU. Hier besteht die Gefahr, dass ein großer Teil des Potenzials 
einer ganzen Generation junger Menschen in Europa nicht genutzt wird. Wird dieses 
Risiko zur Realität, verlieren die europäischen Volkswirtschaften einen Teil der Jugend 
in die soziale Ausgrenzung. Dies würde auch auf Jahrzehnte hinaus die 
Wettbewerbsfähigkeit und das Innovationspotenzial Europas untergraben.  
 
Eine aktive Arbeitsmarktpolitik ist Teil der Lösung, aber die Verringerung der 
Jugendarbeitslosigkeit ist nicht möglich ohne eine dezidierte Verpflichtung zu Bildung, 
Wachstum und wirtschaftlicher Erholung. Angemessene finanzielle Mittel sollten auf der 
geeigneten Ebene unter Berücksichtigung der Haushaltsdisziplin und der in der Europa-
2020-Strategie festgesetzten Ziele zur Verfügung gestellt werden. 
 
Beschäftigungsfähigkeit herzustellen ist für junge Menschen ein sinnvoller Weg, in die 
eigene Zukunft zu investieren. Mit Hilfe von Maßnahmen und zielgerichteten Anreizen 
sollten die Beschäftigung gefördert und das Missverhältnis zwischen den Erwartungen 
junger Menschen und der Zahl der verfügbaren Stellen verringert werden.  
 
 

1. HERAUSFORDERUNGEN  

Die Krise und der anhaltende Prozess des wirtschaftlichen Wandels gehen Hand in Hand 
mit überall in Europa stattfindenden tiefgreifenden demographischen, kulturellen und 
sozialen Veränderungen. 

Die Jugendarbeitslosigkeit ist eine der Hauptsorgen in Europa, das angegangen werden 
muss. Zwei wichtige Ziele bestehen darin, die richtigen Voraussetzungen zur Förderung 
von Beschäftigungsmöglichkeiten für Jugendliche zu schaffen und ihnen den Übergang 
von Schule in den Beruf zu erleichtern.  

Die europäischen Sozialpartner wollen drei miteinander verbundene Herausforderungen 
bewältigen:  
 

1. mehr und bessere Arbeitsplätze sowie attraktive Aufstiegsmöglichkeiten für 
junge Menschen zu schaffen; 

2. die Qualität und Relevanz der schulischen und beruflichen Bildung auf allen 
Ebenen zu stärken, um das Missverhältnis zwischen Qualifikationsangebot und 
Qualifikationsnachfrage zu beseitigen;  

3. die Rolle der Industrie und besonders die der kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMU) und der hochleistungsfähigen öffentlichen Dienste in Europa als 
Schlüsselfaktoren für ein nachhaltiges und integratives Wachstum zu optimieren.  

 
Zu den spezifischeren Herausforderungen zählen: 
 
Schaffung von mehr und besseren Arbeitsplätzen und von richtigen 
Rahmenbedingungen für einen reibungsloseren Übergang in die Arbeitswelt: 
Wichtigste Herausforderung bei mehr als 26 Millionen Arbeitslosen ist die Stimulierung 
eines beschäftigungsintensiven Wachstums sowie die Schaffung neuer Arbeitsplätze. In 
diesem Kontext sollten sich die Sozialpartner zusammen mit den Institutionen auf 
europäischer, nationaler und lokaler Ebene dazu verpflichten, das Wirtschaftswachstum, 
die Produktivität und die Wettbewerbsfähigkeit zu fördern, um die Qualität und die Anzahl 
der Arbeitsplätze zu erhöhen. Damit wird jungen Menschen die Möglichkeit eröffnet, sich 
umfassend in den Arbeitsmarkt zu integrieren.  
 
Förderung der Attraktivität der beruflichen Aus- und Weiterbildung und Sicherung 
ihrer Qualität: Damit wird ein Beitrag zur Verbesserung des Lernumfeldes geleistet und 
jungen Menschen werden relevante Fähigkeiten und Qualifikationen vermittelt.   
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Förderung des Erwerbs bereichsübergreifender und spezifischer Kompetenzen 
und Fähigkeiten: Die Entwicklung in Richtung einer prozessorientierten und 
interdisziplinären Arbeitsorganisation erfordert immer öfter bereichsübergreifende und 
technische Kompetenzen, Problemlösungs- und Kommunikationsfähigkeiten sowie die 
Fähigkeit zur Teamarbeit. Bereichsübergreifende und spezifische Kompetenzen und 
Fähigkeiten sollten auf der Basis des lebenslangen Lernens gefördert werden, auch am 
Arbeitsplatz.  
 
Umgang mit der steigenden Nachfrage nach hochqualifizierten Arbeitskräften: 
Neben mittelqualifizierten Tätigkeiten wird es in den kommenden Jahrzehnten sehr 
wahrscheinlich eine verstärkte Nachfrage nach Arbeitskräften für hochqualifizierte 
Tätigkeiten geben (CEDEFOP-Prognosen 2020). Junge Menschen vor einem 
vorzeitigen Schul- oder Ausbildungsabbruch zu bewahren und sie dazu zu motivieren, 
einen mittleren oder höheren Bildungsabschluss entweder auf dem Wege einer höheren 
beruflichen Aus- und Weiterbildung oder eines Hochschulstudiums zu erwerben, wird 
dazu beitragen, die Wettbewerbsfähigkeit der EU durch eine höhere Wertschöpfung und 
durch qualitativ hochwertige Produktion und Dienstleistungen zu verbessern. Höhere 
Bildungsabschlüsse werden ebenfalls einen Beitrag zur persönlichen und sozialen 
Entwicklung junger Menschen leisten.  
 
Verbesserung des Missverhältnisses zwischen Qualifikationsangebot und 
Qualifikationsnachfrage: Gelingt es, Angebot und Nachfrage in Einklang zu bringen, 
wäre dies ein wichtiger Schritt, um die zurzeit 2 Millionen offenen Stellen in den 
europäischen Arbeitsmärkten zu besetzen. Besonders in einigen Regionen gelingt es 
selbst qualifizierten jungen Menschen nur unter Schwierigkeiten, sich in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren, da es zu wenig Arbeitsplätze gibt oder die gesuchten 
Qualifikationen nicht deckungsgleich sind. Dies erfordert eine verstärkte 
Zusammenarbeit zwischen den Bildungseinrichtungen und den Sozialpartnern, damit 
junge Menschen die richtigen Qualifikationen erwerben. Um die Qualifikationsengpässe 
zu überwinden, müssen junge Arbeitnehmer ebenfalls besser über mögliche attraktive 
Berufslaufbahnen in Sektoren und Bereichen informiert werden, die sie vielleicht bisher 
nicht näher in Erwägung gezogen haben. Dies erhöht die Chancen für die Arbeitgeber, 
die richtigen Kandidaten zu finden, und für die Beschäftigten, sich für eine berufliche 
Laufbahn nach ihren persönlichen Wünschen zu entscheiden.  

 

2. STRATEGIEN DER SOZIALPARTNER 
 
Die europäischen Sozialpartner lehnen die Unvermeidbarkeit einer verlorenen 
Generation ab. Aus diesem Grund haben sie diesen Aktionsrahmen als erste Priorität in 
das Arbeitsprogramm 2012-2014 aufgenommen. Sie sind übereingekommen, sich 
Ăvorrangig mit dem Zusammenhang zwischen Bildung, den Erwartungen junger 
Menschen und Anforderungen des Arbeitsmarktes zu befassen und dabei den Übergang 
junger Menschen von der Schule in den Arbeitsmarkt zu berücksichtigen, um die 
Beschªftigungsquote insgesamt zu erhºhenñ.  
 
In dieser Hinsicht unterstützen die europäischen Sozialpartner umfassend die 
Zielsetzung des Artikels 3 des EUV, auf Ăeine in hohem MaÇe wettbewerbsfªhige soziale 
Marktwirtschaftñ hinzuwirken, sowie des Artikels 9 des AEUV zur Fºrderung Ăeines 
hohen Beschäftigungsniveaus, mit der Gewährleistung eines angemessenen sozialen 
Schutzes, mit der Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung sowie mit einem hohen Niveau 
der allgemeinen und beruflichen Bildung und des Gesundheitsschutzesò. 
 
Mit diesem Aktionsrahmen fordern wir die nationalen Sozialpartner, die staatlichen 
Stellen und alle anderen Beteiligten auf, gemeinsam zu handeln und auf diese Weise 
konkrete Fortschritte zum Wohle der Beschäftigung junger Menschen zu erzielen. Es ist 
ein mehrgleisiger Ansatz mit Maßnahmen und adäquaten Ressourcen erforderlich, um 


